BREMISCHE BURGERSCHAFT
Stadtburgerschaft
19. Wahlperiode

Drucksache 19/5 S

16.06.2015

Mitteilung des Senats vom 16. Juni 2015

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 93
(Vorhaben- und ErschlieSungsplan) fur die Errichtung von

drei Wohng*ebéiuden an der Anna-Stiegler-Stral3e in Bremen-
Kattenturm

" Die Anlage zu dem Bericht der stadtischen Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und
Energie ist nur den Abgeordneten der Stadtbirgerschaft zuganglich.



Mitteilung des Senats
an die Stadtbiirgerschaft
vom 16. Juni 2015

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 93

(Vorhaben- und ErschlieBungsplan) fiir die Errichtung von drei Wohngebauden an der
Anna-Stiegler-StraBe in Bremen-Kattenturm

(Bearbeitungsstand: 09.04.2015)

Als Grundlage der stadtebaulichen Ordnung fur das oben naher bezeichnete Gebiet wird der
vorhabenbezogene Bebauungsplan 93 (Bearbeitungsstand: 09.04.2015) vorgelegt.

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie hat hierzu am
27. Mai 2015 den als Anlage beigefligten Bericht erstattet.

Diesem Bericht ist eine Anlage beigefligt, in der die eingegangenen datengeschiitzten Stel-
lungnahmen einschlieBlich der hierzu abgegebenen Stellungnahmen der Deputation fir
Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie enthalten sind.

Der Bericht der Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie wird der
Stadtblrgerschaft hiermit vorgelegt.

Der Senat schlief3t sich dem Bericht der Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung und Energie einschliellich Anlage zum Bericht an und bittet die Stadtblrgerschaft, den
vorhabenbezogenen Bebauungsplan 93 in Kenntnis der eingegangenen Stellungnahmen zu
beschlielRen.
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Bericht der Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr,
Stadtentwicklung und Energie

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 93

(Vorhaben- und ErschlieBungsplan) fiir die Errichtung von drei Wohngebauden an der
Anna-Stiegler-StraBe in Bremen-Kattenturm

(Bearbeitungsstand: 09.04.2015)

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie legt den vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan 93 (Bearbeitungsstand: 09.04.2015) und die entsprechende Be-
grindung vor.

A) Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB)
1. Planaufstellungsbeschluss

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie hat in ihrer Sitzung
am 08.01.2015 beschlossen, den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 93 (Vorhaben- und
ErschlieBungsplan) gemal § 13a BauGB aufzustellen. Dieser Beschluss ist am 10. Januar
2015 offentlich bekannt gemacht worden.

Bei dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 93 handelt es sich um einen Plan der Innen-
entwicklung (§ 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB). Die Voraussetzungen nach § 13a Abs. 1 BauGB flr
ein ,beschleunigtes Verfahren® liegen vor.

Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und nach § 1a BauGB sind
in diesem Bebauungsplanverfahren bewertet und bertcksichtigt worden.

2. Frihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB

Zum Vorhaben- und ErschlieBungsplan 93 ist am 25. September 2014 vom Ortsamt Obervie-
land eine frihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit an der Bauleitplanung in einer &ffentlichen
Einwohnerversammlung durchgefiihrt worden.

Anderungen der Planungsziele haben sich auf Grund der Einwohnerversammlung nicht er-
geben. Im Rahmen der frihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung wurden keine schriftlichen Stel-
lungnahmen vorgebracht.

3. Frihzeitige Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach
§ 4 Abs. 1 BauGB

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 93
hat am 11.08.2014 eine frihzeitige Abstimmung mit relevanten 6ffentlichen Tragern als frah-
zeitige Behodrdenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB stattgefunden. Das Ergebnis dieser Be-
teiligung ist in die Planung eingeflossen.

4. Gleichzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange ge-
maRk § 4 Abs. 2 BauGB und 6ffentliche Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB

Die offentliche Auslegung gemafR § 3 Abs. 2 BauGB und die Anhdrung der zustandigen Be-
hérden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemaf § 4 Abs. 2 BauGB einschliellich
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des Beirates Obervieland sind fur den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 93 gleichzeitig
durchgefliihrt worden (§ 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 4a Abs. 2 BauGB).

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie hat am 08.01.2015
beschlossen, den Entwurf zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 93 mit Begriindung 6f-
fentlich auszulegen.

Der Planentwurf mit Begriundung hat vom 20.01.2015 bis 20.02.2015 gemal} § 3 Abs. 2
BauGB beim Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr 6ffentlich ausgelegen. Zugleich hat Ge-
legenheit bestanden, vom Entwurf des Planes mit Begriindung im Ortsamt Obervieland zur
Kenntnis zu nehmen.

Die Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange sind tber die 6ffentliche Auslegung
gemal § 3 Abs. 2 BauGB unterrichtet worden.

Ergebnis der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange und
der offentlichen Auslegung

5.1 Das Ortsamt Obervieland hat am 11.02.2015 folgenden Beschluss des Beirates Ober-

vieland vom 10.02.2015 zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 93 mitgeteilt:

11.02.2015

Beschluss

des Beirates Obervieland vom 10. Februar 2015 zum

Vorhabenbezogenen Bebauungsplan 93
(Vorhaben- und ErschlieBungsplan)

-Stand 19.11.2014-

Der Beirat stimmt dem Vorhaben- und ErschlieRungsplan bei Erflillung nachstehender
Bedingungen zu:

1. Die Flache ist wie bisher als ,Reines Wohngebiet' (WR) auszuweisen.

2. Im ErschlieRungsvertrag ist verbindlich festzuschreiben, dass fir die geplanten
22 Wohnungen insgesamt 18 Stellplatze zu errichten sind. Neben den im Plangebiet vorgese-
hen 12 Stellplatzen sind dstlich der Anna-Stiegler-Stralke 6 weitere Stellpldtze vorzusehen.
Geplante Car-Sharing-Plitze sind hierbei nicht einzurechnen.

3. Zur Erreichung eines grofitméglichen Abstandes zur Anna-Klara-Fischer-Strafle sind die Bau-
kérper innerhalb der bebaubaren Flachen so weit als méglich dstlich (in Richtung Anna-
Stiegler-Stralle) zu errichten.

Abstimmungsergebnis: Mehrheitliche Zustimmung
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Die Deputation flir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie gibt dazu fol-
gende Stellungnahme ab:

zu 1. Der Stellungnahme des Beirats soll in diesem Punkt aus folgenden Grinden nicht
gefolgt werden: Im Unterschied zum Reinen Wohngebiet ist es in einem Allgemei-
nen Wohngebiet allgemein zuldssig, in den Wohngebauden auch Raume fir z.B.
soziale, kulturelle oder gesundheitliche Zwecke unterzubringen. Dies konnen z.B.
eine Tagespflege fir altere Menschen oder Raume fur therapeutische Einrichtun-
gen sein. Die Verknipfung dieser Angebote mit dem Wohnen entspricht dem Leit-
bild Bremen '20 und der Zielsetzung, kurze Wege zu den Einrichtungen der sozia-
len Infrastruktur zu schaffen. Die Planung entspricht damit dem Leitbild der Stadt
der kurzen Wege.

Zu 2. Der Stellungnahme des Beirats soll in diesem Punkt gefolgt werden. Die Vorha-
bentragerin wird im Durchfihrungsvertrag dazu verpflichtet, die nach Stellplatz-
ortsgesetz Bremen erforderlichen Stellplatze in einer Anzahl von 17 bis zu 23
Stellplatzen vollstdndig nachzuweisen. Davon werden jeweils 6 Stellplatze auf den
Flursticken 31/168 und 31/169 hergestellt. Alle weiteren erforderlichen Stellplatze
werden auf dem im Eigentum der Vorhabentragerin befindlichen Flurstlick 31/75
auf der dem Plangebiet gegeniberliegenden Seite der Anna-Stiegler-Strale nach-
gewiesen und mit einer entsprechenden Baulast gesichert.

Zu 3. Der Stellungnahme des Beirats soll in diesem Punkt gefolgt werden. Die Gebaude
werden im Vorhabenplan so weit an die Anna-Stiegler-Stralle herangerickt, wie es
aus Grunden des Baumschutzes moglich ist.

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie empfiehlt, die
Baufelder aus den vorgenannten Grinden entsprechend zu verkleinern und den Plan-
entwurf im Ubrigen unverandert zu belassen.

5.2 Die Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange haben Hinweise vorgebracht,
die zu Erganzungen der Planzeichnung und der Begrindung gefuhrt haben. Auf den
Gliederungspunkt 6. dieses Berichtes wird verwiesen.

Nach Klarung bestimmter Fragen haben die Ubrigen Behdrden und sonstigen Trager 6ffent-
licher Belange gegen die Planung keine Einwendungen.

5.3 Stellungnahmen der Offentlichkeit

Anlasslich der offentlichen Auslegung sind sechs Stellungnahmen eingegangen. Diese Stel-
lungnahmen sowie die dazu abgegebenen Stellungnahmen der Deputation fur Umwelt, Bau,
Verkehr, Stadtentwicklung und Energie sind in der Anlage zu diesem Bericht aufgefuhrt. Hie-
rauf wird verwiesen.

6. Anderungen bzw. Ergénzungen des Planentwurfes und der Begriindung nach der 6ffent-
lichen Auslegung

Nach der offentlichen Auslegung und der gleichzeitig durchgefihrten Behordenbeteiligung
sind der Planentwurf und die Begriindung Uberarbeitet und erganzt worden.
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6.1 Anderungen bzw. Ergénzungen des Planentwurfes

Neben geringflgigen redaktionellen Anderungen ist der Planentwurf insbesondere infolge
von Hinweisen im Rahmen der Offentlichkeits- und Behordenbeteiligung wie folgt geandert
bzw. angepasst worden:

e Verkleinerung der Baufelder

e Herausnahme des Leitungsrechts

e Erganzung eines zur Erhaltung festgesetzten Baums, Herausnahme eines zur Erhaltung
festgesetzten Baums

e Anderung der Zweckbestimmung der Verkehrsflache mit besonderer Zweckbestimmung
von "Ful- und Radweg" in "FulRweg"

e Erganzung der textlichen Festsetzung Nr. 10.1 um deklaratorische Informationen zur beste-
henden Larmbelastung innerhalb des Plangebiets sowie um den Zusatz "durch geeignete
bauliche MalRtnhahmen (z.B. schallabsorbierende Ausbildung der Fensterlaibung)"

e Erganzung der textlichen Festsetzung Nr. 10.2 um deklaratorische Informationen zur beste-
henden Larmbelastung innerhalb des Plangebiets

e Erganzung von Hinweis Nr. 3 zur Flugsicherung

Der beigefugte Planentwurf (Bearbeitungsstand: 09.04.2015) enthalt die vorgenannten Er-
ganzungen und Anderungen.

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie empfiehlt, den vor-
genannten Planénderungen bzw. -ergdnzungen zuzustimmen.

6.2 Anderungen bzw. Ergénzungen der Begriindung

Aufgrund der vorgenannten Plananderungen bzw. -erganzungen und weiterer Hinweise im
Rahmen der Behoérdenbeteiligung wurde die Begriindung entsprechend Uberarbeitet.

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie empfiehlt, der ge-
anderten bzw. erganzten Begriindung (Bearbeitungsstand: 09.04.2015) zuzustimmen.

7. Absehen von einer erneuten 6ffentlichen Auslegung gemafl § 4a Abs. 3 BauGB

Da aufgrund der vorgenannten Plananderungen bzw. -erganzungen die Grundzige der Pla-
nung nicht berthrt werden, kann gemaf § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB die Einholung der Stel-
lungnahmen auf die von der Anderung oder Erganzung betroffene Offentlichkeit sowie die
berthrten Behdérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange beschrankt werden. Auf eine
Einholung von weiteren Stellungnahmen der Offentlichkeit kann verzichtet werden, da diese
von den Plananderungen und -erganzungen nicht betroffen ist.

Die vorgenannten Anderungen/Erganzungen beriicksichtigen die im Rahmen der Behor-
denbeteiligung vorgetragenen Hinweise. Abwagungsrelevante neue Erkenntnisse und Inhal-
te haben sich dadurch nicht ergeben; daher wird von einer erneuten 6ffentlichen Auslegung
gemal § 4 a BauGB abgesehen.

Die Plananderungen wurden mit den davon berthrten Behérden und der Eigentimerin/ Vor-
habentragerin einvernehmlich abgestimmt.

Auf eine Einholung von weiteren Stellungnahmen der Offentlichkeit kann verzichtet werden,
da diese von den Plananderungen nicht betroffen ist.



B) Stellungnahme des Beirates

Dem Ortsamt Obervieland wurde diese Deputationsvorlage geman Ziffer 2.4 der Richtlinie
Uber die Zusammenarbeit der Beirdte und Ortsdmter mit dem Senator flir Bau und Umwelt in
Bauangelegenheiten vom 1. Mai 2003 Ubersandt.

C) Beschluss

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie bittet den Senat und
die Stadtblrgerschaft, den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 93 fiur die Errichtung von
drei Wohngebauden an der Anna-Stiegler-Stralte in Bremen-Kattenturm (Bearbeitungsstand:
09.04.2015) in Kenntnis der eingegangenen Stellungnahmen und ihrer empfohlenen Be-
handlung (Anlage zum Bericht) zu beschlieRen.

Vorsitzender Sprecher
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Beqgrundung

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 93
(Vorhaben- und ErschlieBungsplan) fur die Errichtung von drei Wohngebauden an der Anna-
Stiegler-Stralle in Bremen-Kattenturm

(Bearbeitungsstand: 09.04.2015)

A) Plangebiet

Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 93 liegt im Stadtteil Obervieland,
Ortsteil Kattenturm. Es wird begrenzt durch:

= die Anna-Stiegler-Stral3e im Norden und Osten sowie

= die Anna-Klara-Fischer-Stral3e im Westen und Suden.

Das Plangebiet umfasst

= die im Eigentum der GEWOBA AG (Vorhabentragerin) befindlichen Flurstiicke 31/168 und
31/169 und
= das im Eigentum der Stadtgemeinde Bremen befindliche Flurstlick 31/194.

-~
IS

Abb. 1: Lage des Plangebietes (gestrichelter Kreis) in Bremen-Kattenturm (Quelle: Geoinformation Bremen)

B) Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes
1.  Entwicklung und Zustand

Bei dem rd. 3.000 m? groRen Plangebiet handelt es sich — mit Ausnahme des stadtischen
Flurstlicks 31/194 — um eine sowohl von der Vorhabentragerin als auch von Quartiersbe-
wohnern bislang ungenutzte Flache. Der Groldteil des Plangebiets ist unbebaut und wird ge-
pragt durch Grinflachen mit Ruderalvegetation, die von Uberwiegend jlingerem Baumbe-
stand umrandet sind. Im Bereich des stadtischen Flurstiicks befinden sich eine Anlage mit
neun offentlichen Parkplatzen sowie ein FuBweg, der eine Querverbindung zwischen der
Anna-Klara-Fischer-Stral’e und der Anna-Stiegler-Stral3e herstellt.
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Eine versiegelte Flache im norddstlichen Teil des Plangebiets weist auf eine ehemals bauli-
che Nutzung des Plangebiets hin. Hier befand sich bis in die 1990er Jahre ein Jugendtreff,
der nach einem Brand nicht wieder aufgebaut worden ist.

Die Bebauung in der Umgebung des Plangebiets ist heterogen. Im Osten und Siiden ist das
Plangebiet umgeben von viergeschossigen Geschosswohnungsbauten der GEWOBA aus
den 1960er Jahren. Im Norden grenzt das Plangebiet an den Garagenhof einer zweige-
schossigen Reihenhausbebauung und im Westen an eine eingeschossige Doppelhausbe-
bauung.

Das Plangebiet befindet sich ca. 500 m nord-westlich des Kattenturmer Ortszentrums, in
dem Einrichtungen der Nahversorgung angesiedelt sind. Ostlich des Plangebiets befinden
sich eine Grundschule und Kindergarten. Durch die Bushaltestellen "Anna-Stiegler-Stralte"
und "Agnes-Heineken-Stralle" sowie die StralRenbahnhaltestelle "Kattenturm-Mitte" ist das
Plangebiet zudem gut an den OPNV angebunden. Bei dem Plangebiet handelt es sich um
einen stadtebaulich integrierten Standort.
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Abb. 2: Abgrenzung des Plangebietes (Quelle: Geoinformation Bremen)



2. Geltendes Planungsrecht

Der Flachennutzungsplan (FNP) der Stadtgemeinde Bremen stellt fir das Plangebiet Wohn-
baufldche dar. Mit der Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes kann der vorhabenbe-
zogene Bebauungsplan 93 aus den Darstellungen des Flachennutzungsplans entwickelt
werden.

Das Plangebiet liegt innerhalb des Geltungsbereichs des rechtskraftigen Bebauungsplans
671 aus dem Jahre 1975, der flr den Vorhabenbereich ein Reines Wohngebiet und als bau-
liche Anlagen eingeschossige Garagen festsetzt.

3. Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes

Das stadtebauliche Konzept der Vorhabentragerin sieht die Errichtung von drei viergeschos-
sigen Punkthausern vor, die die bestehenden Geschosswohnungsbauten éstlich und stdlich
des Plangebiets ergdnzen. Insgesamt sollen rund 24 Wohnungen entstehen. Mit der Bereit-
stellung von zwei Drittel der Wohnungen aus dem o6ffentlich geférderten Wohnungsbau soll
Personen mit geringerem Haushaltseinkommen die Mdglichkeit geboten werden, in fuBlaufi-
ger Erreichbarkeit des Stadtteilzentrums Obervieland zu wohnen.

Im Zentrum des Plangebiets ist die Anlage eines Spielplatzes vorgesehen, der auch von den
Bewohnern der umgebenden Wohngebiete genutzt werden kann. Damit leistet die Planung
einen Beitrag zur Vernetzung und Kommunikation zwischen den Anwohnern und den kinfti-
gen Bewohnern des Plangebiets. Zwolf der fur das Bauvorhaben erforderlichen 17 bis zu 23
Stellplatze sollen in zwei Parktaschen im Plangebiet organisiert werden, die Uber jeweils eine
Zufahrt von der Anna-Klara-Fischer-Stralle aus erschlossen werden. Die Ubrigen fir das
Bauvorhaben erforderlichen Stellplatze sollen auf dem im Eigentum der Vorhabentragerin
befindlichen Flurstiick 31/57 nachgewiesen werden. Die im Bereich des Flurstiicks der
Stadtgemeinde Bremen bestehenden offentlichen Parkplatze bleiben vollstandig erhalten.

Bei dem Gebaudetypus "Bremer Punkt" handelt es sich um ein Ergebnis des Wettbewerbs
"Ungewohnlich Wohnen", den die GEWOBA im Jahr 2011 zusammen mit dem Senator fur
Umwelt, Bau und Verkehr ausgelobt hat. Ziel des Wettbewerbs war es, innovative Losungen
fur ausgewahlte Wohnquartiere der 1950er und -60er Jahre zu finden und das bestehende
Siedlungsbild durch eine zeitgemalie Fortschreibung weiter zu entwickeln. Vor diesem Hin-
tergrund verfolgt die Planung — im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB - das Ziel, der ver-
mehrten Nachfrage nach preisginstigem Wohnraum in stadtebaulich integrierten Lagen
nachzukommen.

Mit dem Neubau von insgesamt rund 24 Wohnungen werden folgende weitere Ziele verfolgt:

= Umsetzung einer einheitlichen, architektonisch anspruchsvollen Gestaltung der Gebaude

= Starkung des Wohnstandortes durch stadtebauliche Aufwertung und qualitatsvolle Innen-
entwicklung

= Sicherung einer hohen Wohnumfeldqualitat

= Umsetzung eines Freiflachenkonzeptes mit Schaffung von Spiel- und Aufenthalts-flachen

= Umsetzung eines nachhaltigen Energiekonzepts fur die Neubauten

Mit den vorgenannten Zielsetzungen ist die Planung ein Beispiel zur Umsetzung des Leit-
bilds Bremen '20, in dem in einer Innenentwicklung die Chance gesehen wird, verstarkt in-
nerstadtische Wohnformen zu entwickeln. Mit der Schaffung von innerstadtischem Wohn-
raum in stadtebaulich integrierter Lage im Ortsteil Kattenturm leistet die Planung auch einen
Beitrag zur Umsetzung der Wohnungsbaukonzeption Bremen.



Abb. 3: Stadtebaulicher Entwurf mit Freiraumkonzept zum Vorhaben

Da die von der Vorhabentragerin verfolgte Planung nicht auf Grundlage der Festsetzungen
des derzeit rechtskraftigen Bebauungsplans 671 realisiert werden kann, ist die Aufstellung
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 93 erforderlich. Die im rechtskraftigen Bebau-
ungsplan 671 festgesetzten Garagen sind bis heute nicht realisiert und auch nicht nachge-
fragt worden.
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C) Planinhalt

1. Art der baulichen Nutzung

Die Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 93 leiten sich aus dem Vor-
haben und der stadtebaulichen Zielsetzung der Schaffung von Wohnraum in stadtebaulich
integrierter Lage ab. Vor diesem Hintergrund wird flir das Plangebiet ein allgemeines Wohn-
gebiet (WA) festgesetzt. Allgemeine Wohngebiete dienen gemal § 4 BauNVO vorwiegend
dem Wohnen. In dem Plangebiet ausgeschlossen sind die unter § 4 Abs. 3 Nr. 1-5 BauNVO
aufgeflihrten ausnahmsweise zuldssigen Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige
nicht stérende Gewerbebetriebe, Anlagen fiir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tank-
stellen. Diese Nutzungen sind aufgrund der geringen Plangebietsgréfie von rd. 3.000 m? und
dem angestrebten Gebietscharakter innerhalb der bestehenden Wohnbebauung nicht mit der
Vorhabenplanung vereinbar. Durch die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebiets ist es
allgemein zulassig, in den Wohngebauden auch Raume fur z.B. soziale, kulturelle oder ge-
sundheitliche Zwecke unterzubringen. Dies kdnnen z.B. eine Tagespflege fur altere Men-
schen oder Raume fir therapeutische Einrichtungen sein. Die Verknupfung dieser Angebote
mit dem Wohnen entspricht dem Leitbild Bremen '20 und der Zielsetzung, kurze Wege zu
den Einrichtungen der sozialen Infrastruktur zu schaffen. Die Planung entspricht damit dem
Leitbild der Stadt der kurzen Wege.

Da im Bebauungsplan ein Baugebiet gemafl Baunutzungsverordnung allgemein festgesetzt
wird, ist in der textlichen Festsetzung Nr. 2 im Sinne von § 12 Abs. 3a BauGB geregelt, dass
nur solche Vorhaben zuldssig sind, zu denen sich die Vorhabentragerin im Durchfihrungsver-
trag verpflichtet.

2. Maf} der baulichen Nutzung

Fir das allgemeine Wohngebiet wird eine Grundflachenzahl (GRZ) von 0,4 festgesetzt, die
sich aus der stadtebaulichen Konzeption herleitet und gegenuber der Umgebung eine mode-
rate Verdichtung darstellt, aufgrund der besonderen Lage des Plangebiets zwischen zwei
ErschlieBungsstrallen die gewachsenen Siedlungsstrukturen jedoch nicht beeintrachtigt. Zu-
dem werden noch ausreichend Freirdume fir ein durchgriintes Quartier bewahrt.

Die Volumenbegrenzung der Baukdrper erfolgt Uber die Festsetzung der zuldssigen Zahl der
Vollgeschosse in Verbindung mit einer maximal zuldssigen Gebaudehdhe und der GRZ. Eine
Geschossflachenzahl (GFZ) ist nicht festgesetzt. Rechnerisch wird in dem Allgemeinen
Wohngebiet die zuldssige Obergrenze der GFZ gem. § 17 Abs. 2 Baunutzungsverordnung
von 1,2 bei voller Ausnutzung der Vollgeschosse und der GRZ (berschritten. Diese Uber-
schreitung liegt bei bis zu 0,2. Die Uberschreitung der Obergrenze fir die GFZ ist erforderlich,
um die Umsetzung des aus dem Wettbewerb "Ungewohnlich Wohnen" hervorgegangenen
Gebaudetyps "Bremer Punkt" in der im stadtebaulichen Konzept vorgesehenen Weise im
Plangebiet zu sichern.

Ein Ausgleich fir die Uberschreitung der GFZ ist durch die vorhandenen Siedlungsstrukturen
mit aufgelockerter, gegliederter Bebauung, die entsprechende Freirdume sichert, sowie durch
den geplanten Spielplatz im Zentrum des Plangebiets gegeben. In einer Entfernung von ei-
nem bis zwei Kilometern zum Plangebiet befinden sich zudem Naherholungsradume wie der
Wolfskuhlenpark oder der Krimpelsee. Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
verhaltnisse werden nicht beeintrachtigt.

Die Regulierung der Gebaudehdhen der baulichen Anlagen erfolgt Uber die Festsetzung von
maximal vier Vollgeschossen und einer maximalen Gebaudehéhe von 13,5 m. Diese Festset-
zungen leiten sich aus dem &stlich und sudlich des Plangebiets vorhandenen Gebaudebe-
stand mit viergeschossigen Geschossbauten ab, die mit der vorgesehenen Bebauung im
Plangebiet fortgeflihrt werden.
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Der jeweilige Bezugspunkt fir alle festgesetzten Héhen baulicher Anlagen ist die Oberflache
der Fahrbahnmitte des dem Baugrundstiick nachstgelegenen Abschnittes der 6ffentlichen
StralBenverkehrsflache "Anna-Stiegler-Stral3e". Die Festsetzung einer BezugsgrofRe im vor-
habenbezogenen Bebauungsplan dient einer einheitlichen Hohenbestimmung fir die drei
Wohnhauser.

Eine Uberschreitung der festgesetzten HochstmaRe fir die Hohe baulicher Anlagen durch
Gebaude und Gebaudeteile kann als Ausnahme zugelassen werden, wenn dies in Hinsicht
auf die stadtraumliche Wirkung untergeordnet ist.

Zudem darf die Hohe baulicher Anlagen durch technische Aufbauten (bspw. Fahrstuhliber-
fahrten, Rauchentliftung, Treppenausstiege) sowie Anlagen zur Nutzung regenerativer Ener-
gien und zur Warmeruckgewinnung aus der RaumbelUftung um bis zu 1,5 m Uberschritten
werden. Um eine Beeintrachtigung des Ortsbildes zu vermeiden, wird daruber hinaus festge-
setzt, dass Aufbauten und Anlagen einen Abstand von 1,5 m zur Gebaudeaulienkante des
obersten Geschosses einhalten missen.

3. Bauweise, Baugrenzen

Fur die Bebauung des Plangebietes wird die offene Bauweise festgesetzt, so dass die Bau-
korper zu allen Seiten einen Grenzabstand einhalten missen. Die offene Bauweise leitet sich
aus dem Gebaudebestand der naheren Umgebung des Plangebietes her und soll einer zu
grofRen baulichen Verdichtung entgegenwirken.

Die Uberbaubaren Grundstiicksflachen werden durch Baugrenzen definiert, die die geplanten
Gebaudekorper umfassen. Um die Herstellung von hausnahen Freibereichen zu ermoglichen,
wird festgesetzt, dass eine Uberschreitung der Baugrenzen in dem allgemeinen Wohngebiet
um bis zu 3,5 m zugunsten von Terrassen und Balkonen zulassig ist.

4, Stellpldtze und Nebenanlagen

Zur Regelung einer geordneten Stellplatzsituation im Plangebiet und unter Berlcksichtigung
nachbarlicher Belange sind Stellplatze fir Kraftfahrzeuge nur innerhalb der daflr vorgesehe-
nen Flachen zuldssig.

Die Festsetzung von Flachen fir einen Spielplatz sichert die Mdglichkeit zur Herstellung ei-
nes Kinderspielplatzes auf dem Baugrundstlick in rdumlicher Nahe zu den Wohngebauden.
Hierdurch wird auch der Verpflichtung zur Herstellung von Kinderspielplatzen gemaf § 8 der
Bremischen Landesbauordnung Rechnung getragen. Gesichert wird hier eine Flache von rd.
190 gm.

5. Verkehrliche ErschlielRung

Die verkehrliche Erschlieung des Plangebietes erfolgt Uber die Anna-Klara-Fischer-Stral3e
und die Anna-Stiegler-Stral3e. Die fir die geplante Bebauung erforderlichen Stellplatzanla-
gen werden uber zwei Zufahrten von der Anna-Klara-Fischer-Stralte erschlossen. Dabei
kénnen aufgrund des fehlenden Platzes auf dem Baugrundstick nicht alle fir das Bauvorha-
ben erforderlichen 17 bis zu 23 Stellplatze hergerichtet werden. Zwolf der erforderlichen
Stellplatze sollen im Plangebiet hergestellt werden. Die Ubrigen erforderlichen Stellplatze
sollen auf dem im Eigentum der Vorhabentragerin befindlichen Flurstiick 31/57 nachgewie-
sen werden.

Im Bereich des stadtischen Flurstiicks werden die bestehende Parkplatzanlage und die be-
stehende Fulwegeverbindung durch die Festsetzung von Verkehrsflachen besonderer
Zweckbestimmung gesichert.
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7. Ver- und Entsorgung

Das Plangebiet ist mit Anschlissen an die Ver- und Entsorgungsinfrastruktur (Strom, Was-
ser, Gas) bereits erschlossen. Es kann in das vorhandene Trennsystem entwassert werden.
Eine Versickerung des Regenwassers ist im Plangebiet geologisch nicht moglich.

8. Immissionsschutz

Das Plangebiet ist von Wohnbebauung umgeben. Relevante Larmimmissionen aus gewerbli-
chen Nutzungen oder aus Flugverkehr bestehen nicht. Von der Anna-Stiegler-Stralle, die
Ostlich an das Plangebiet angrenzt, wirkt Larm aus Stralienverkehr auf das Plangebiet ein.
Gemal der Larmkartierung des Senators fur Umwelt, Bau und Verkehr der Freien Hanse-
stadt Bremen werden durch den Stralenverkehr tagsiber im gesamten Plangebiet Larmwer-
te von 55-60 dB(A) bzw. entlang der Anna-Stiegler-Stral’e bis zu 65 dB(A) erreicht. Nachts ist
in Teilbereichen des Plangebiets entlang der Anna-Stiegler Stralte mit 50-55 dB(A) und im
ubrigen Plangebiet mit bis zu 50 dB(A) zu rechnen.

Die Orientierungswerte der DIN 18005 "Schallschutz im Stadtebau" von 55 dB(A) tags und
45 dB(A) nachts fur Allgemeine Wohngebiete werden damit sowohl tags als auch nachts um
bis zu 10 dB(A) Uberschritten. Bei der vorliegenden Planung ist zu bericksichtigen, dass es
sich um einen Standort in einem bereits bebauten Umfeld in stadtebaulich integrierter Lage
handelt. Insbesondere entlang von Verkehrswegen lassen sich die Orientierungswerte der
DIN 18005 nicht immer einhalten. Fir solche Falle raumt die DIN 18005 einen Abwagungs-
spielraum ein. Dieser wird hier zugunsten der Innenentwicklung und baulichen Wiedernutz-
barmachung einer Brachflache ausgenutzt. Zur Sicherstellung gesunder Wohnverhaltnisse
werden passive Schallschutzmalinahmen festgesetzt.

Daher wird im Bebauungsplan festgesetzt, dass in den zu Wohnzwecken dienenden Aufent-
haltsraumen durch geeignete bauliche MaRnahmen (z.B. schallabsorbierende Ausbildung der
Fensterlaibung) der Mittelungspegel von 35 dB(A) tags nicht Gberschritten werden darf. Dar-
dber hinaus ist bei AuRenpegeln nachts von < 50 dB(A) sicherzustellen, dass in Schlaf- und
Kinderzimmern durch geeignete bauliche Maflnahmen (z.B. schallabsorbierende Ausbildung
der Fensterlaibung) der Mittelungspegel von 30 dB(A) bei freier Belliftung (gekipptes Fenster)
nicht Gberschritten wird. Bei Aulenpegeln nachts > 50 dB(A) und < 60 dB(A) ist durch geeig-
nete bauliche SchallschutzmalRnahmen (z.B. schallgedammte Luftungséffnungen) sicherzu-
stellen, dass in Schlaf- und Kinderzimmern der Mittelungspegel von 30 dB(A) bei geschlos-
senem Fenster nicht Uberschritten wird.

Aufgrund der Schallimmissionen tagsuber von bis zu 65 dB(A) ist zum Schutz hausnaher
Freibereiche — bspw. Terrassen oder Balkone — durch bauliche Malknahmen wie einer ent-
sprechenden Grundrissgestaltung, der Verwendung von larmabsorbierenden Materialien oder
in ihrer Wirkung vergleichbare Malknahmen sicherzustellen, dass dort der Mittelungspegel
von 55 dB(A) tags eingehalten wird.

MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Von den im Plangebiet bestehenden Baumen, die unter die Bremer Verordnung zum Schutz
der Baume fallen, kdnnen drei Baume vorhabenbedingt nicht erhalten werden. Dabei handelt
es sich um drei Laubbdume (zwei Roteichen und ein Apfelbaum). Die Baume werden durch
das Vorhaben Uberplant. Der Ausgleich flr den Verlust dieser Baume hat in gleicher Anzahl
zu erfolgen. So sind innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes mindestens drei standortge-
rechte heimische Laubbdume (Quercus robur; Eiche, Tilia cordata; Winterlinde oder Carpi-
nus betulus, Hainbuche) mit jeweils einem Stammumfang von mindestens 16 cm zu pflan-
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zen, dauerhaft zu erhalten und nach Abgang zu ersetzen. Der Stammumfang ist in 1,0 m
Hohe Uber dem Erdboden zu messen.

Im nordlichen Bereich des Plangebiets werden Laubbdume als zu erhalten festgesetzt. Diese
heimischen Laubbaume sind ortsbildpragend und tragen zu einer Durchgrinung des Plan-
gebietes bei. Fur die festgesetzten Baume sind nach Abgang Ersatzpflanzungen gleicher Art
vorzunehmen und dauerhaft zu erhalten. Je abgegangenem Baum ist ein neuer Baum als
Hochstamm mit einem Stammumfang von mindestens 18 cm, gemessen in 1,0 m Héhe Uber
dem Erdboden, zu pflanzen.

10. MaRnahmen fir die Nutzung erneuerbarer Energien

Um die Nutzung von Solarenergie zu ermdglichen, setzt der Bebauungsplan fest, dass die
tragende Konstruktion der Dacher der Hauptgebaude so auszubilden ist, dass die Errichtung
von Anlagen zur Nutzung der Solarenergie maglich ist.

11. Gestaltungsfestsetzungen nach § 85 Bremische Landesbauordnung

Fir eine ansprechende stadtebauliche Gestaltung des Plangebiets wird auf Grundlage der
Bremischen Landesbauordnung festgesetzt, dass Anlagen zur Aufbewahrung von Mullbehal-
tern mit einer Bepflanzung als Sichtschutz zu umgeben sind, sofern diese nicht ins Hauptge-
baude oder in die Nebenanlagen baulich integriert sind.

12. Kampfmittel, Altlasten

Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist mit Kampfmitteln zu rech-
nen. Vor Aufnahme der planmafRigen Nutzung ist daher in Zusammenarbeit mit den zustandi-
gen Stellen eine Beseitigung der Kampfmittel sicherzustellen.

Fir das Vorhandensein von Altlasten und/oder schadlichen Bodenveranderungen liegen kei-
ne konkreten Anhaltspunkte vor, so dass ein Nutzungskonflikt mit der zukinftigen Wohnbe-
bauung und dem geplanten Spielplatz nicht zu erkennen ist.

12. Hinweise

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan enthalt in Erganzung seiner rechtsverbindlichen
Festsetzungen Hinweise, die auf weitere Rechtsvorschriften verweisen.

D) Umweltbelange

Bei der vorliegenden Planung liegen die Voraussetzungen zur Anwendung des § 13a BauGB
(Bebauungsplan der Innenentwicklung) vor, da das geplante Vorhaben der Innenentwicklung
dient und es uber eine zuldssige Grundflache im Sinne von § 19 Abs. 2 BauNVO von weni-
ger als 20.000 m? verflgt. Die Anwendung des § 13a BauGB ist moéglich, da mit dem Bebau-
ungsplan keine Zulassigkeit von Vorhaben, die einer Umweltvertraglichkeitsprifung nach der
Anlage 1 zum UVPG (Umweltvertraglichkeitsprifungsgesetz) bzw. nach Landesgesetz unter-
liegen, vorbereitet oder begriindet wird. Es bestehen keine Anhaltspunkte flir eine Beein-
trachtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzguter.

Im Planverfahren nach § 13a BauGB kann von einer Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB
sowie vom Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2
BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfigbar sind, abgesehen werden,
wenn die festgesetzte Uberbaubare Grundflache weniger als 20.000 m? betragt. Dies ist bei
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dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 93 der Fall, so dass auf eine Umweltprifung ver-
zichtet wurde. Ein Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft ist gem. § 13a Abs. 2 Nr. 4
BauGB nicht erforderlich, da Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu
erwarten sind, als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulassig gelten.

Von einer Umweltprifung gem. § 2 Abs. 4 BauGB wird daher abgesehen. Die Belange des
Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und nach § 1a BauGB werden im Rahmen dieses
Bebauungsplanverfahrens bewertet und berucksichtigt. Zur Prifung der Umweltbelange
wurden folgende Unterlagen herangezogen, die die Grundlage flr die Beschreibung und
Bewertung der Umweltauswirkungen darstellen:

¢ Artenschutzrechtliche Einschatzung, Niels Dresing, Bremen, August 2014

e Erganzung zur Artenschutzrechtlichen Einschatzung, Baumbegutachtung auf Fleder-
mausuberwinterungsquartiere, Niels Dresing, Bremen, Februar 2015

e Schattenwurfberechnung, BPW baumgart+partner, Bremen, Oktober 2014

e Baumliste, BTUB (Biologisch-Technische Uberpriifung Baum E.V.), Bremen, Au-
gust 2013

Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und nach § 1a BauGB sowie
die abwagungsrelevanten Umweltauswirkungen sind wie folgt betrachtet und bewertet wor-
den:

(@) Natur und Landschaft, Landschaftsbild und Erholung

Das Plangebiet liegt innerhalb des Stadtgebietes von Bremen im Ortsteil Kattenturm und ist
dem besiedelten Bereich zuzuordnen. Es wird derzeit gepragt durch eine Grinflache, die von
Uberwiegend jungem Baumbestand umstanden ist. Im Plangebiet befinden sich zudem inner-
stadtische Geholzpflanzungen mit unterschiedlichen Baumen und Strauchern. Im Westen des
Plangebiets befindet sich eine Stellplatzanlage mit neun Stellplatzen, deren Flache komplett
versiegelt ist. Mittig durch das Plangebiet verlauft ein Weg, der ebenfalls versiegelt ist.

Das Landschafts- und Stadtbild wird Gberwiegend durch Wohnbebauung charakterisiert. Die
Landschaftserlebnisfunktion ist durch die vorhandene Wohnbebauung von untergeordneter
Bedeutung. Das Vorhaben figt sich in das vorhandene Landschafts- und Stadtbild ein, indem
es die ostlich des Plangebiets bestehenden viergeschossigen Geschosswohnungsbauten
aufgreift und fortfihrt.

(b)  Schutzgut Klima/Luft

Das Plangebiet befindet sich in einem Siedlungsbereich, der durch Wohnnutzungen im Um-
feld gepragt ist. Eine Beeintrachtigung kleinklimatischer Verhaltnisse oder bio-klimatischer
Wirkungsraume ist durch das Vorhaben nur in sehr geringem Male zu erwarten.

(c) Schutzgut Boden und Wasser

Durch die geplante Bebauung werden Okologische Bodenfunktionen wie z.B. Speicher-,
Ruckhalte- und Filtermedium fur Bodenwasser etc. gemindert. Die Eingriffe kdnnen bei einer
zumindest partiellen Rickhaltung des Regenwassers minimiert werden.

Nach Auskunft des Geologischen Dienstes flir Bremen liegt die Gelandehdhe des Plange-
biets bei ca. 5 mNN.

In einigen Bereichen des Plangebiets kann nach Auskunft des Geologischen Dienstes mit
dem Vorliegen von Sandaufhéhungen in einer Machtigkeit von bis zu 1 m gerechnet werden.
Darunter liegen als jlingste geologische Schichten flachendeckend holozane Weichschichten
(Schluffe und Tone = Auenlehm) vor, die in ihrer Machtigkeit zwischen 3 m und 4 m variieren;
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lokal kdbnnen andere Machtigkeiten erreicht werden. Die Baugrundkarte weist im Plangebiet
einen Baugrund mit sehr hoher Setzungsempfindlichkeit aus. Vor einer Bebauung empfiehit
der Geologische Dienst fir Bremen daher einen Bodenaustausch, VerdichtungsmalRnahmen
oder die Anlage geeigneter Griindungen.

Unter den Weichschichten stehen die mittelsandig-grobsandig-kiesig ausgebildeten Weser-
sande an, die den oberen Grundwasserleiter reprasentieren. Die Grundwassersohle wird ab
ca. -10 m NN (ab ca. 15 m unter Gelande) durch die feinsandig-schluffigen Lauenburger
Schichten angetroffen. Entsprechend der jahreszeitlichen Verhaltnisse treten unterschiedliche
Grundwasserstandshdhen auf. Stichtagsmessungen (2011) ergaben freie Grundwasserstan-
de um 2,5 mNN; freie Hochststande sind bei 4 mNN (nur ca. 1 m unter Gelandehohe) zu er-
warten. Das Grundwasser steht gespannt unter den holozanen Weichschichten an; das
Grundwasser flie3t Richtung Nordwesten.

Das Grundwasser ist nach DIN 4030 als "schwach betonangreifend" einzustufen (pH: 6,5-7,0;
Gesamteisen: 10-20 mg/l; Chloride: 100-250 mg/l; Sulfate 120-160 mg/l; Magnesium: 10-20
mg/l; Calcium: 75-100 mg/l. Die Angaben sind der Geochemischen Kartierung Bremen aus
dem Jahr 1993 entnommen.

Aufgrund der oberflachennahen Geologie (bindige, undurchlassige Schichten) sowie der ge-
spannten Grundwasserverhaltnisse kommt der Geologische Dienst zu dem Schluss, dass
eine Regenwasserversickerung im Plangebiet nicht in Frage kommt.

Die Anlage von geothermischen Installationen fir die Gebaudebeheizung und -kiihlung ist
dagegen hydrogeologisch vor Ort méglich.

(d)  Schutzgut Pflanzen

Beim Groliteil des Plangebiets handelt es sich um eine Wiese mit Ruderalvegetation, die von
relativ jungen Gehdlzen umstanden ist. Im Ubrigen Plangebiet bestehen vor allem innerstadti-
sche Geholzpflanzungen mit unterschiedlichen Baumen und Strauchern. Zur Realisierung der
vorhabenbezogenen Planung ist es nicht vermeidbar, dass mehrere Baume gefallt werden
missen. Davon fallen drei Baume unter die Bremer Baumschutzverordnung. Dabei handelt
es sich um einen Apfelbaum und zwei Amerikanische Roteichen. Zum Ausgleich werden im
Bebauungsplan Ersatzpflanzungen in gleicher Anzahl festgesetzt.

(e) Schutzgut Arten- und Lebensgemeinschaften

Auf Grundlage einer Ortsbegehung im August 2014 wurde eine artenschutzrechtliche Erstab-
schatzung erarbeitet, in der die im Plangebiet vorhandenen Arten- und Lebensgemeinschaf-
ten untersucht wurden. Aufgrund der innerdrtlichen Lage und des vergleichsweise jungen
Geholzbestandes sind im Plangebiet nur haufige Vogelarten zu erwarten. Eine Nutzung durch
potenziell gefahrdete Arten, die in den angrenzenden Flachen vorkommen (beispielsweise
der Haussperling), ist voraussichtlich auch noch nach dem Eingriff gegeben. Eine Nutzung
des Plangebietes als Quartierlebensraum fir Fledermause ist unwahrscheinlich. Fledermau-
se wurden nicht vorgefunden. Durch einen Eingriff werden wegen des Erhalts vieler Geholze
maogliche Jagdlebensraume wenig bis gar nicht beeintrachtigt.

Die artenschutzrechtliche Erstabschatzung sowie die Erganzung zur artenschutzrechtlichen
Erstabschatzung kommen daher zu dem Schluss, dass durch das Vorhaben keine arten-
schutzrechtlichen Belange wesentlich beeintrachtigt werden. Gehdlze dirfen geman § 39
Absatz 5 BNatSchG nur in der Zeit vom 1. Oktober bis 28. Februar gefallt werden.

(f)  Schutzgut Mensch

Gemal § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitplane insbesondere die allge-
meinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse sowie umweltbezogene
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Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit und die Bevolkerung insgesamt zu
bertcksichtigen.

Nach dem Auftrag des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) ist bei der Planung si-
cherzustellen, dass schadliche Umwelteinwirkungen auf Wohn- und sonstige schutzbedurfti-
ge Gebiete so weit wie mdglich vermieden werden. Bei der vorliegenden Planung sind vor
diesem Hintergrund Schallimmissionen zu berucksichtigen. Da im Plangebiet Immissionen
aus Verkehrslarm bestehen, sind passive Schallschutzmalnahmen erforderlich, um eine aus-
reichende Nachtruhe und einen Schutz von hausnahen Freibereichen zu gewahrleisten. Ent-
sprechend wird Uber eine textliche Festsetzung im vorhabenbezogenen Bebauungsplan fest-
gelegt, dass durch geeignete bauliche Mal3nahmen (z.B. schallabsorbierende Ausbildung der
Fensterlaibung) ein Mittelungspegel von 30 dB(A) nachts in Schlaf- und Kinderzimmern und
durch geeignete bauliche MalRnahmen (z.B. Grundrissgestaltung, larmabsorbierende Materia-
lien oder in ihrer Wirkung vergleichbare MalRihahmen) ein Mittelungspegel von 55 dB(A) bei
hausnahen Freibereichen einzuhalten ist.

(g) Klimaschutz/Energieeinsparung

Die Planung dient der Erhéhung des Wohnraumangebots im Bremer Ortsteil Kattenturm
durch die Nutzung einer Brachflache in einem bereits erschlossenen innerértlichen Bereich.
Das Gebiet ist durch die Bushaltestellen "Anna-Stiegler-Stral’e" und "Agnes-Heineken-
StraRe" sowie durch die Stralenbahnhaltestelle "Kattenturm-Mitte" gut an den OPNV ange-
bunden. Damit entspricht die Planung dem Leitmotiv der "Kompakten Stadt", das auf eine
Reduzierung des Flachenverbrauchs und eine Stadt der kurzen Wege abzielt.

Die Gebaudeplanung verfolgt ein nachhaltiges Konzept, das die Errichtung eines Groliteils
der Gebaude in Holzrahmenbauweise vorsieht, durch die die energieeffiziente Gebaudeaus-
fuhrung optimiert werden soll. Die Vorhabentragerin wird die Gebaude mindestens im Ener-
giestandard eines KfW-Effizienzhauses 70 errichten und verpflichtet sich ferner, die Moglich-
keit zu prifen, die drei Gebaude an das vorhandene Nahwarmenetz anzuschlieRen. Die
Warmeversorgung flr die FulRbodenheizung soll tber eine auf dem Flachdach positionierte
Luft-Wasser-Warmepumpe erfolgen, die Warmwassererzeugung tUber dezentrale Durchlauf-
erhitzer, deren Strom von der auf dem Flachdach positionierten Photovoltaikanlage flir den
Eigenverbrauch erzeugt wird.

Regelungen hierzu werden im Durchfuhrungsvertrag getroffen.

Der Bebauungsplan enthalt des Weiteren die textliche Festsetzung Nr. 9, die die Vorhaben-
tragerin dazu verpflichtet, die Dacher so zu konstruieren, dass die Errichtung von Anlagen
zur Nutzung von Solarenergie mdglich ist.

(h)  Auswirkungen durch sonstige Umweltbelange

Die sonstigen Umweltbelange werden von der Planung nicht betroffen. Wechselwirkungen
zwischen den einzelnen Umweltbelangen sind Uber die Darstellungen unter Punkt (a) bis (g)
hinaus nicht bekannt.

E) Finanzielle Auswirkungen / Genderprifung

1. Finanzielle Auswirkungen

Bei der Realisierung der Planung entstehen der Stadtgemeinde Bremen keine Kosten. Die
Vorhabentragerin Ubernimmt auf Grundlage des Durchfuhrungsvertrages die Verpflichtung,
auf der Grundlage des Vorhaben- und ErschlieBungsplanes das Vorhaben auf eigene Kos-
ten zu verwirklichen.
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Wegen einer moéglicherweise erforderlichen Kampfmittelbeseitigung ist nicht auszuschlie3en,
dass der Stadtgemeinde Bremen Kosten entstehen kénnen. Die Kosten fiir die Sondierung
moglicher Kampfmittel im Plangebiet sind dabei von der Vorhabentragerin zu tragen. Sollte
sich ein Kampfmittelverdacht im Plangebiet nach der Sondierung bestatigen, tragt die Kosten
fur die Kampfmittelrdumung nach § 8 Abs. 2 Bremisches Gesetzes zur Verhitung von Scha-
den durch Kampfmittel das Land Bremen. Die daflr erforderlichen Mitten werden — soweit
Dritte nicht zur vollstandigen Refinanzierung der Kosten herangezogen werden konnen —
entsprechend den zur Verfugung gestellten Haushaltsmitteln in Anspruch genommen, Gber
die die Blrgerschaft im Rahmen der Haushaltsaufstellung zu beschliel3en hat.

2. Genderprifung

Das Vorhaben soll fir Frauen und Manner gleichermalen ein attraktives Wohnraumangebot
schaffen. Durch die Herstellung eines Kinderspielplatzes in rdumlicher Nahe zur geplanten
Wohnbebauung werden insbesondere junge Familien angesprochen. Die Wohnnutzung rich-
tet sich gleichberechtigt an beide Geschlechter. Durch das Vorhaben sind daher grundsatz-
lich keine geschlechtsspezifischen Auswirkungen zu erwarten.

Fur Entwurf und Aufstellung

BPW baumgart+partner gez. L. Lemke

Bremen, 27. Mai 2015 s
Buroinhaber

FUr die Vorhabentragerin
GEWOBA Im Auftrag
Aktiengesellschaft Wohnen und Bauen

gez. ppa. PaRlack gez. Plagemann
Bremen, 27. Mai 2015 s



-19-

szgidieidsiopuny Jny uayoe|4 uoa BunzuaiBwn

F

(1s) abnaziyepyesy in) szeidiels Jny uayoe4 uoa BunzussBuwin bt

uaBunuwwiseqyoemz Jeyaipaiyosisiun Bunzuaibqy

nnedq;

1§

qeg L sep syojeseqsbunijag uayalwIngs sap szualD

NIHDIFZNY1d 39ILSNOS

ajuysbunzuaibaquagens b e

d ol nseqyoamMz q USUIBYSIYINIEA E
4
Bamyny uepy BunwwpsagHISMZ Ja. q uayoey \ \&

NIHOYTISUHIHYIA

suwneg spusiewa nz O]

L14VHOSANYT NN ¥NLYN ‘'N3A0d NOA ONNTHOIMLNI
AONN 39374d ¥NZ 'ZLNHOS WNZ NIWHYNIVIN

ezuaibneg
asiamneq auayo ]
NIZN3HONVE 'ISIIMNvE

pundsbnzeg wep seqn Welsyy Ul geWisyseH sje uabejuy Jeyolneq syoyepneges S'tl HO
. YBUNSYIQH sje essoyasebijop 1ep jyez N
(Z49) yezusyoeypunis o

ONNZLNN NIHJNNVE 430 9V

19139BUYOM SeURWEBIY §

ONNZLNN NIHOIMNYE ¥3a L8y
NIONNZL13S1S3d JHOSIYINHOITZ

(510Z°#0°60 :pueissbunyiaqieag)
wunjusyey-uswWalg ul 89ens

-18|bang-euuy J9p ue uapneqabuyopn 181p uoA BumydLLg BIp Iy

(uejdsBungalyosig pun -uageylop)
£6 uejdsbunneqeg Jeusbozequaqeylon

(epurewablpe)g) uswalg JpejsesueH a8l

Belsne awyeuiyisug

nz yeyosiabung Jop Bunyemian sep jeq uabunzyisieus|d sep seneq aip Jny
49p ‘uejdspunyn uspuagyelyaseq NZ Wap Juw YaspUSp| 1Yo Jsi 43 “Jep uabunzjas)sey
uasByom aip pun yais1agsBunyeg usp w04 JayoIpyalsIeqn ul Ji8)s ueld Jasalq

ﬁ

000° gEsgewRUBLO




	Drs-19-5 S VB
	Vorhabenbezogener Bebauungsplan 93 (Vorhaben- und Erschließungsplan) für die Errichtung von drei Wohngebäuden an der Anna-Stiegler-Straße in Bremen-Kattenturm0F

	20150616_1_VE93_00_MdS

